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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Klepsch, Dr. Jahn (Braunschweig) und Genossen 


betr. Einsatz von Steinkohle aus inländischem Aufkommen für die 
Wärmeversorgung der Bundeswehr-Liegenschaften 


Angesichts der Bedeutung der Versorgungssicherheit im Ver- 
teidigungsbereich hatte der Bundesminister der Verteidigung 
mit Erlaß vom 31. Oktober 1966 angeordnet, daß die Liegen- 
schaften der Bundeswehr soweit wie möglich mit Brennstoffen 
aus inländischem Aufkommen, insbesondere mit Kohle, beheizt 
werden. Im einzelnen sollen in bivalenten Heizanlagen nicht 
mehr als 20 v. H. Heizöl eingesetzt und bei Anlagen mit Kesseln 
für feste und für andere Brennstoffe vorrangig die kohlebefeuer- 
ten Kessel betrieben werden. 

Der Verbrauch deutscher Steinkohle durch militärische Dienst- 
stellen ist in den letzten Jahren jedoch zugunsten des Heizöls 
zurückgegangen. So sank in den Jahren 1970 bis 1972 der Anteil 
der Kohle aus inländischen Aufkommen von 38. v. H. auf 
29 V. H., während der des Heizöls von 31 v. H. auf 42 v. H. stieg. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Besteht die Gültigkeit des Erlasses des Bundesministers der 
Verteidigung vom 31. Oktober 1966 (U III 10 - Az. 68-13-01) 
fort? 

2. Welche Maßnahmen werden ergriffen, um die Einhaltung 
der Regelungen dieses Erlasses durch die nachgeordneten 
Behörden zu gewährleisten? 

3. Na(di welchen Quoten für die einzelnen Energieträger soll 
die Wärmeversorgung der Liegenschaften der Bundeswehr 
in Zukunft erfolgen? 

4. Zu welchen Anteilen sollen bei künftigen Um- oder Neubau- 
ten die Heizanlagen in Liegenschaften des Verteidigungs- 
bereiches für Befeuerung mit inländischer Steinkohle bzw. 
mit Heizöl ausgelegt werden? 
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5. Beabsichtigt die Bundesregierung, im Rahmen des von ihr 
angekündigten energiepolitischen Gesamtkonzepts u. a. 
sicherzustellen, daß die Energieversorgung des Verteidi- 
gungsbereicheö primär durch inländische Energieträger, ins- 
besondere Steinkohle, erfolgt? 
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